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Zukunft durch Abrüstung - Für eine grundlegende Reform der Bundeswehr 


A. Problem 

Mit dem Ende des Ost- West-Konfliktes, der Wiedervereinigung Deutschlands, 
dem Aufbau demokratischer Strukturen in Russland und anderen GUS-Staaten 
und der begonnenen Erweiterung der EU erfreut sich Deutschland, und mit ihm 
ganz Europa, einer sicherheitspolitischen Lage, die in seiner Geschichte noch 
nie so güstig war. Wenn Sicherheit vor diesem Hintergrund mit militärischen 
Mitteln erreicht werden soll, wird der falsche Weg beschritten. Wirksame 
Sicherheitsvorsorge kann Deutschland vor allem mit präventiver Politik betrei- 
ben, die dieses Prädikat verdient, indem es mit ressortübergreifenden Lösungs- 
ansätzen seinen Beitrag zur Beseitigung der Konfliktursachen leistet und sich 
offensiv für diesen Weg einsetzt. 

Anstatt auf diese Weise Verantwortung in der und für die Welt zu übernehmen, 
hat die Bundesregierung einen außen- und sicherheitspolitischen Kurs einge- 
schlagen, der diese Erwartungen nachhaltig enttäuschen wird. Im Widerspruch 
zu ihren Ankündigungen hat die Bundesregierung die Ergebnisse der von ihr 
eingesetzten Kommission „Gemeinsame Sicherheit und Zukunft der Bundes- 
wehr“ nicht zum Gegenstand einer breit angelegten öffentlichen Debatte ge- 
macht, vielmehr deren Bericht innerhalb weniger Tage ad acta gelegt. 


B. Lösung 

Ablehnung des Antrags. 

Der Antrag wurde mit den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN, CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stimmen der Fraktion der 
PDS abgelehnt 


C. Alternativen 

Keine 
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D. Kosten 

Wurden nicht erörtert. 
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Beschlussempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Antrag auf Drucksache 14/4174 wird abgelehnt. 


Berlin, den 6. Dezember 2000 


Der Verteidigungsausschuss 

Helmut Wieczorek (Duisburg) Peter Zumkley 

Vorsitzender Berichterstatter 


Paul Breuer 

Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Peter Zumkley und Paul Breuer 


I. 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 124. Sitzung am 
12. Oktober 2000 den Antrag der Fraktion der CDU/CSU 
auf Drucksache 14/4174 an den Verteidigungsausschuss zur 
federführenden Beratung und an den Auswärtigen Aus- 
schuss zur Mitberatung überwiesen. 

II. 

Die Mitglieder des Auswärtigen Ausschusses haben den 
Antrag in der 54. Sitzung vom 8. November 2000 beraten 
und dem federführenden Ausschuss mit Stimmenmehrheit 
die Ablehnung empfohlen. 

III. 

Der federführende Verteidigungsausschuss hat in seiner 
61. Sitzung am 6. Dezember 2000 nach Vorlage der mit- 
beratenden Stellungnahme den Antrag auf Drucksache 14/ 
4174 abgelehnt. Diese Empfehlung wurde mit den Stimmen 
der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU/ 
CSU und F.D.P. gegen die Stimmen der Fraktion der PDS 
ausgesprochen. 

Durch die Fraktion der PDS wird dargelegt, dass in dem 
Antrag deutlich werde, dass man sich darauf beschränken 
wolle, die Zukunft der Bundeswehr daran auszurichten, was 
im Grundgesetz verankert sei, nämlich die Landesverteidi- 


gung. Bezüglich der zukünftigen Eingreiftruppe habe es 
keine entsprechenden Anträge im Verteidigungsausschuss 
gegeben. Daran sehe man, mit welchem Alleingang die 
Bundesregierung in diesem Bereich vorgehe. 

Von der Fraktion der SPD wird festgestellt, dass man in kei- 
nem Punkt des Antrages eine Übereinstimmung feststellen 
könne. Die Behauptung der Fraktion der PDS, die Bundes- 
regierung gehe nicht den Weg der Prävention, sei schlicht- 
weg falsch. Es gäbe einen Beauftragten der Bundesregie- 
rung für zivile Friedensarbeit, ebenso einen Europäischen 
Friedensdienst in der Europäischen Union, dessen Motor 
die Bundesregierung gewesen sei. Im Übrigen seien im 
Haushalt erstmalig auch wieder Mittel für die Friedensfor- 
schung eingesetzt. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ist der Auffas- 
sung, dass der Antrag nicht erkennen lasse, welche Fähig- 
keiten man zukünftig für eine Landes- und Bündnisverteidi- 
gung benötige. Offensichtlich lehne die Fraktion der PDS 
alle Formen von militärischen Kriseneinsätzen ab, da der 
Antrag dazu keine Ausführungen enthalte. Da dies offen- 
sichtlich auch für friedenserhaltende Maßnahmen der Ver- 
einten Nationen und Einsätze, wie sie SFOR und KFOR 
wahrnehmen, gelte, müsse sich die Fraktion der PDS fra- 
gen, welchen Beitrag diese zur Abrüstung und zur Friedens- 
sicherung in Europa beitrage. 

Seitens der Fraktion der Fraktion der CDU/CSU wird darge- 
legt, dass man in dem Antrag der Fraktion der PDS keinerlei 
Übereinstimmung sehe. 


Berlin, den 16. Januar 2001 


Peter Zumkley 

Berichterstatter 


Paul Breuer 

Berichterstatter 
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